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(3) Übertrifft der Nutzen oder Umsatz in den fol­
genden Jahren die der Bemessung der Vergütung 
zugrunde gelegten Berechnungen erheblich, so er­
hält der Erfinder eine Vergütungsnachzahlung.

(4) Die Einzelheiten der Vergütung werden in be­
sonderen gesetzlichen Bestimmungen geregelt.“

§ 2
Recht auf Anmeldung 

außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik

(1) Bei Erfindungen nach § 2 Abs. 6 des Patentgesetzes 
hat der Betrieb das Recht und die Pflicht, diese unver­
züglich im erforderlichen Umfang für sich außerhalb 
der Deutschen Demokratischen Republik schützen zu 
lassen, sofern dafür ein volkswirtschaftliches Bedürfnis 
vorliegt. Einzelheiten regelt der Ministerrat.

(2) Der Betrieb kann nur mit Zustimmung seines 
unmittelbar übergeordneten Organs auf sein Recht nach 
Abs. 1 verzichten. Die Zustimmung ist unverzüglich 
einzuholen. Das Recht geht in diesem Falle auf den 
Erfinder über.

(3) Meldet der Betrieb die Erfindung außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik für sich an, so ist 
für diese Erfindung ein Entgelt bis zu 500,— DM ent­
sprechend der Bedeutung der Erfindung an den Erfin­
der oder an das Erfinderkollektiv zu zahlen. Das Ent­
gelt ist unabhängig von der Benutzung dieser Erfindung 
und von der Anzahl ihrer Anmeldungen zu zahlen.

Das Patentamt

(1) Das Patentamt ist das zentrale Organ des Mini­
sterrates für die Leitung des Patent-, Muster- und 
Zeichenwesens und für die Koordinierung aller Maß­
nahmen zur Förderung und Lenkung der Neuererbewe­
gung. Zur Entwicklung der Neuererbewegung und des 
Patent-, Muster- und Zeichenwesens in allen Zweigen 
der Volkswirtschaft unterbreitet das Patentamt im Ein­
vernehmen mit den zuständigen zentralen Organen des 
Staatsapparates dem Ministerrat Vorschläge.

(2) Aufgaben. Stellung und Arbeitsweise des Patent­
amtes werden durch Statut geregelt.

§ 4
Geheimpatente

(1) Das Erfindungs- und Patentwesen fördert auch 
die Verteidigungsbereitschaft der Deutschen Demokra­
tischen Republik. Daher sind Erfindungen, die unmittel­
bar oder mittelbar die Verteidigungsbereitschaft zu 
sichern oder zu erhöhen geeignet sind, geheimzuhalten 
und bei Vorliegen der sonstigen gesetzlichen Voraus­
setzungen für die Erteilung von Patenten Geheim­
patente zu erteilen.

(2) Der Präsident des Patentamtes legt im Einverneh­
men mit dem Minister für Nationale Verteidigung und 
den Leitern der zuständigen zentralen Organe des 
Staatsapparates Abweichungen von den allgemeinen 
Bestimmungen für Erfindungen und Patente fest, so­
weit solche Abweichungen bei Geheimerfindungen und 
Geheimpatenten erforderlich sind.

Verfahren in Patentsachen

§ 5
(1) Das Patentamt erteilt ein Patent ohne Prüfung 

auf Vorliegen der Schutzvoraussetzungen gemäß § 1 
Abs. 1 und den §§ 4 und 6 des Patentgesetzes, wenn die 
Anmeldung den Bestimmungen des § 1 Absätze 2 und 3 
und der §§ 5 und 23 des Patentgesetzes nicht wider­
spricht. Dies gilt auch für Anmeldungen, die im Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits im 
Patentamt vorliegen.

(2) Gegen ein Patent, das nach Abs. 1 erteilt wor­
den ist, können jeder Bürger und jeder Betrieb dem 
Patentamt mit Gründen versehene Einwendungen be­
kanntgeben. Diese Einwendungen sind im Falle einer 
nachträglichen Prüfung zu berücksichtigen.

(3) Über Ansprüche aus einem Patent, das nach 
Abs. 1 erteilt worden ist, darf endgültig erst entschieden 
werden, nachdem eine nachträgliche Prüfung auf Vor­
handensein der übrigen Schutzvoraussetzungen durch 
das Patentamt vorgenommen worden ist. Das gleiche 
gilt für die Durchführung von Berichtigungsverfahren 
und Nichtigkeitsverfahren nach § 11 Abs. 1 Ziffern 1 
und 2 des Patentgesetzes.

(4) Vergütungen für Patente, die nach Abs. 1 erteilt 
worden sind, dürfen erst gezahlt werden, nachdem die 
nachträgliche Prüfung durch das Patentamt vorgenom­
men und die Erteilung ganz oder teilweise bestätigt 
worden ist.

§ 6
(1) Bei einem nach § 5 Abs. 1 erteilten Patent wird 

im Falle der Benutzung auf Antrag die nachträgliche 
Prüfung der Erfindung auf Vorhandensein der übrigen 
Schutzvoraussetzungen durchgeführt. Darüber hinaus 
kann das Patentamt jederzeit, auch wenn die Erfindung 
nicht benutzt wird, diese nachträgliche Prüfung von 
Amts wegen durchführen. Ergibt die nachträgliche 
Prüfung, daß die patentierte Erfindung ganz oder teil­
weise nicht schutzfähig ist, so wird das Patent ganz 
oder teilweise durch die Prüfungsstelle aufgehoben, 
anderenfalls wird die Erteilung bestätigt. Im übrigen 
werden für das Verfahren die §§ 23 bis 29 des Patent­
gesetzes entsprechend angewendet.

(2) Das Patentamt kann angemeldete Erfindungen, 
ohne eine Erteilung nach § 5 Abs. 1 vorzunehmen, sofort 
auf das Vorhandensein der übrigen Schutzvoraussetzun­
gen prüfen.

5 7
Der § 29 Abs. 4 des Patentgesetzes erhält folgende 

Fassung:
„Auf begründeten Antrag des Patentanmelders 
kann die Ausgabe der Patentschrift ausgesetzt wer­
den. Die Entscheidung darüber ist endgültig.“

§ 8
Der § 20 des Patentgesetzes erhält folgende Fassung: 

„Der Präsident des Patentamtes erläßt
1. im Einvernehmen mit dem Minister der Finan­

zen die Anordnung über die Gebühren und 
Kosten des Amtes für Erfindungs- und Patent­
wesen und

2. im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz 
Regelungen über das Zustellungswesen.“


